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MERKBLATT UNTERHALTSREALISIERUNG 

Malta 
1. Aufenthaltsermittlung 

 kein dem deutschen vergleichbares Meldewesen 
 Anfragen möglich an eine der 68 lokalen Gemeindeverwaltungen (kunsilli 

lokali) des Geburtsorts oder der letzten bekannten Anschrift 
 Online-Suchmaschine Go (www.go.com.mt) 
 Anfrage an das Bundesamt für Justiz (BfJ) im Rahmen der EuUnthVO 
 Im Rahmen der EuZustVO kann gem. Art. 7 die maltesische Generalstaats-

anwaltschaft um Unterstützung bei einer Anschriftenermittlung ersucht 
werden. Bei natürlichen Personen als Zustellungsadressat:innen bedarf es 
der Angabe des Vor- und Zunamens sowie der persönlichen Identifikations-
nummer. 

 Gerichtsvollzieher:innen haben im Rahmen von Vollstreckungsverfahren 
Zugang zu verschiedenen Registern, bspw. Wahlregister. 

 

2. Titelschaffung 

Außergerichtlich 

 Deutsche Botschaft in Valletta 
 Maltesische:r Notar:in 

Gerichtlich  

 Antragsgegnergerichtsstand: Civil Court (Family Section)/Qorti Ċivili (Sezzjoni 
tal-Familja) (Zivilgericht Familienkammer); nach Antragstellung bei Gericht 
wird zunächst eine Mediation angeordnet, bei der kein Anwaltszwang besteht. 
Scheitert diese, ordnet das Gericht die Durchführung des gerichtlichen Verfah-
rens an, bei dem beide Parteien anwaltlich vertreten sind. 

 Berechtigtengerichtsstand: Amtsgericht am Sitz des für den gewöhnlichen 
Aufenthalt des Kindes zuständigen Oberlandesgerichts 

  

http://www.g.com.mt/
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3. Anerkennung deutscher Unterhaltstitel 

 Rechtsgrundlage: Kap. IV EuUnthVO 
 Zuständig für die Vollstreckbarerklärung von Alttiteln in Malta ist das Zivil-

gericht (Kammer für Familiensachen) in Valletta. 
 

4. Vollstreckung 

 zuständige Vollstreckungsstelle: Vollstreckungsanträge sind beim Amt für 
Gerichtsdienste (Court Services Agency) einzureichen. Dieses veranlasst die 
Vollstreckung von vollstreckbaren Titeln durch den/die gerichtlich be-
stellte:n Gerichtsvollzieher:in, Eintragung von Hypotheken, Zwangsverstei-
gerungen. 

 Ermittlung von pfändbarem Vermögen bzw. Einkommen erfolgt von Amts 
wegen. 

 Einleitung geeigneter Vollstreckungsmaßnahmen erfolgt von Amts wegen. 

 
5. Behördliche Verfahrenshilfe (Unterstützung durch Zentrale Behörden) 

 Rechtsgrundlage: Kap. VII EuUnthVO 
 s. Checkliste „Bearbeitung von Unterhaltsfällen mit Auslandsbezug“, ab-

rufbar in der DIJuF-Materialsammlung zur Unterhaltsrealisierung, und 
DIJuF-Themengutachten TG-1283 zur Titulierung und Vollstreckung von 
Unterhaltsansprüchen im Ausland, abrufbar auf KiJuP-online 
 

6. Kosten 

 Für die Kosten eines Vollstreckungsverfahrens kann die Antragstellerseite 
Prozesskostenhilfe (PKH) beantragen. 

 PKH wird unter zwei Voraussetzungen bewilligt: Bedürftigkeit des/der An-
tragsteller:in und Begründetheit des Antrags. 

 Im Rahmen der PKH kann anwaltliche Vertretung beigeordnet werden. 
 Bei Inanspruchnahme behördlicher Verfahrenshilfe kann gem. § 10 Abs. 3 AUG 

Befreiung von der Pflicht zur Erstattung von Übersetzungskosten gewährt 
werden (Voraussetzung: ratenfreie VKH-Berechtigung). 
 

WEITERE INFORMATIONSQUELLEN 

 Europäisches Justizportal: Unterhaltsansprüche von Familienangehörigen 
in Malta 

 Child Support E-Country Profile auf der Website der Haager Konferenz, 
abrufbar unter www.hcch.net  

https://dijuf.de/service/unterhaltsrealisierung/formulare-materialien
https://dijuf.de/login
https://e-justice.europa.eu/topics/family-matters-inheritance/family-maintenance/mt_de

